
2. Art. 27 der Verordnung Nr. 1346/2000 in der durch die Ver­
ordnung Nr. 788/2008 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, 
dass er es erlaubt, ein Sekundärinsolvenzverfahren in dem Mit­
gliedstaat zu eröffnen, in dem der Schuldner eine Niederlassung 
hat, wenn das Hauptinsolvenzverfahren einem Schutzzweck dient. 
Das für die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens zustän­
dige Gericht hat unter Beachtung des Grundsatzes der loyalen 
Zusammenarbeit die Ziele des Hauptinsolvenzverfahrens zu be­
rücksichtigen und der Systematik der Verordnung Rechnung zu 
tragen. 

3. Art. 27 der Verordnung Nr. 1346/2000 in der durch die Ver­
ordnung Nr. 788/2008 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, 
dass das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsol­
venzverfahrens befasste Gericht die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners, über dessen Vermögen in einem anderen Mitgliedstaat 
ein Hauptinsolvenzverfahren eröffnet worden ist, auch dann nicht 
prüfen darf, wenn das Hauptinsolvenzverfahren einem Schutzzweck 
dient. 

( 1 ) ABl. C 152 vom 21.5.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 6. Dezember 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwalt­
ungsgerichts — Deutschland) — Bundesrepublik 
Deutschland/Karen Dittrich (C-124/11), Bundesrepublik 
Deutschland/Robert Klinke (C-125/11) und Jörg-Detlef 

Müller/Bundesrepublik Deutschland (C-143/11) 

(Verbundene Rechtssachen C-124/11, C-125/11 und 
C-143/11) ( 1 ) 

(Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf — Nationale 
Regelung — Beihilfe, die Beamten in Krankheitsfällen gezahlt 
wird — Richtlinie 2000/78/EG — Art. 3 — Geltungsbereich 

— Begriff des Arbeitsentgelts) 

(2013/C 26/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesverwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Bundesrepublik Deutschland (C-124/11 und C-125/11), 
Jörg-Detlef Müller (C-143/11) 

Beklagte: Karen Dittrich (C-124/11), Robert Klinke (C-125/11), 
Bundesrepublik Deutschland (C-143/11) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesverwaltungsgericht — 
Auslegung der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. No­
vember 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Be­
ruf (ABl. L 303, S. 16) — Nationale Regelung über die Gewäh­
rung einer Beihilfe für Beamte in Krankheitsfällen, die einge­
tragene Lebenspartner aus dem Kreis der beihilfeberechtigten 
Familienmitglieder ausschließt — Gleichbehandlung von Arbeit­
nehmern, die einen Lebenspartner haben, im Verhältnis zu ver­
heirateten Arbeitnehmern — Geltungsbereich der Richtlinie 
2000/78/EG — Begriff des Arbeitsentgelts 

Tenor 

Art. 3 Abs. 1 Buchst. c und Abs. 3 der Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäfti­
gung und Beruf ist dahin auszulegen, dass eine Beihilfe für Beamte in 
Krankheitsfällen, wie sie den Beamten der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Bundesbeamtengesetz gewährt wird, in den Geltungsbereich 
dieser Richtlinie fällt, wenn ihre Finanzierung dem Staat als öffent­
lichem Arbeitgeber obliegt, was zu prüfen Sache des nationalen Ge­
richts ist. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.9.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 22. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen der Schienen-Control 
Kommission — Österreich) — Westbahn Management 

GmbH/ÖBB Infrastruktur AG 

(Rechtssache C-136/11) ( 1 ) 

(Verkehr — Eisenbahnverkehr — Verpflichtung des Infra­
strukturbetreibers, den Eisenbahnunternehmen in Echtzeit 
sämtliche Informationen über Zugbewegungen und insbeson­
dere über etwaige Zugverspätungen zur Gewährleistung der 

Anschlüsse zur Verfügung zu stellen) 

(2013/C 26/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Schienen-Control Kommission 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Westbahn Management GmbH 

Beklagte: ÖBB Infrastruktur AG 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Schienen-Control Kommission 
— Auslegung von Art. 8 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II 
Teil II der Verordnung (EG) Nr 1371/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die 
Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. 
L 315, S. 14) und Art. 5 in Verbindung mit Anhang II der 
Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von Fahrweg­
kapazität der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die 
Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbeschei­
nigung (ABl. L 75, S. 29) — Verpflichtung des Infrastruktur­
betreibers, den Eisenbahnunternehmen in Echtzeit sämtliche In­
formationen über Zugbewegungen und insbesondere eventuelle 
Verspätungen der Anschlusszüge zur Verfügung zu stellen
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Tenor 

1. Art. 8 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II Teil II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten 
der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr ist dahin auszulegen, dass die 
Information über die wichtigsten Anschlussverbindungen neben 
den fahrplanmäßigen Abfahrtszeiten auch die Bekanntgabe von 
Verspätungen oder Ausfällen der Anschlusszüge umfassen muss, 
unabhängig davon, welches Eisenbahnunternehmen diese Züge 
bereitstellt. 

2. Art. 8 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II Teil II der Ver­
ordnung Nr. 1371/2007 sowie Art. 5 in Verbindung mit An­
hang II der Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von 
Fahrwegkapazität der Eisenbahn und die Erhebung von Entgelten 
für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur in der durch die 
Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 geänderten Fassung sind dahin aus­
zulegen, dass der Infrastrukturbetreiber verpflichtet ist, den Eisen­
bahnunternehmen in diskriminierungsfreier Weise Echtzeitdaten 
der von anderen Eisenbahnunternehmen betriebenen Züge zur Ver­
fügung zu stellen, sofern es sich bei diesen Zügen um die wich­
tigsten Anschlussverbindungen im Sinne von Anhang II Teil II der 
Verordnung Nr. 1371/2007 handelt. 

( 1 ) ABl. C 173 vom 11.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Audiencia Provincial de Barcelona — Spanien) — Joan 
Cuadrench Moré/Koninklijke Luchtvaart Maatschappij NV 

(Rechtssache C-139/11) ( 1 ) 

(Luftverkehr — Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für 
Fluggäste — Nichtbeförderung, Annullierung oder große 

Verspätung von Flügen — Ausschlussfrist) 

(2013/C 26/10) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Audiencia Provincial de Barcelona 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Joan Cuadrench Moré 

Beklagter: Koninklijke Luchtvaart Maatschappij NV 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Audiencia Provincial de Barce­
lona — Auslegung der Art. 5 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 
261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- 
und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nicht­
beförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 

Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 
(ABl. L 46, S. 1) — Keine Klagefristen — Art. 35 des Über­
einkommens zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften 
über die Beförderung im internationalen Luftverkehr (Überein­
kommen von Montreal), angenommen durch Beschluss des Ra­
tes vom 5. April 2001 (ABl. L 194, S. 38) — Anwendbares 
Recht 

Tenor 

Die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung 
für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der 
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 
Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 ist 
dahin auszulegen, dass sich die Frist, innerhalb deren Klagen auf 
Zahlung der in den Art. 5 und 7 dieser Verordnung vorgesehenen 
Ausgleichsleistung erhoben werden müssen, nach den Vorschriften der 
einzelnen Mitgliedstaaten über die Klageverjährung bestimmt. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 6. 
Dezember 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Arbeitsgerichts München — Deutschland) — Johann Odar/ 

Baxter Deutschland GmbH 

(Rechtssache C-152/11) ( 1 ) 

(Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf — Richtlinie 
2000/78/EG — Verbot jeder Diskriminierung wegen des Al­
ters und einer Behinderung — Entlassungsabfindung — 
Sozialplan, der die Minderung des Abfindungsbetrags für 

behinderte Arbeitnehmer bei Entlassung vorsieht) 

(2013/C 26/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Arbeitsgericht München 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Johann Odar 

Beklagte: Baxter Deutschland GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Arbeitsgericht München — 
Auslegung der Art. 1, 6 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a und 16 der 
Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, 
S. 16) — Nationale Regelung, nach der rentennahe Jahrgänge 
von Leistungen eines betrieblichen Sozialplans ausgeschlossen 
werden können — Verbot jeder Diskriminierung aufgrund des 
Alters
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